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Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Bard und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Ergänzungsbedürftigkeit rahmenrechtiicher Vorschriften des Bundesjagdgesetzes 
zum Schutz der Waldfunktionen vor Schäden durch Schalenwild 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die gesetzgeberische Initiative zu einer Novelherung der ein- 
schlägigen Bestimmungen des Bundesjagdgesetzes zu ergrei- 
fen, die sich auf folgende Schwerpunkte konzentrieren sollte: 

Die Festsetzung von Schalenwild- Abschußplänen muß strikt an 
zwei Kriterien für die Beurteilung des Abschußsolls gebunden 
werden, die eindeutig Aufschluß darüber geben können, ob der 
vorhandene Schalenwüdbestand und damit die Abschußpläne 
der Vorjahre den landschaftiichen und landeskulturellen Ver- 
hältnissen „angemessen" sind: 

a) Der Zustand der Vegetation, insbesondere die Verjüngung 
standortgerechter Baum arten ohne Zaunschutz; 

b) Die Kondition der Wildbestände anhand der Untersuchung 
vorjähriger Abschußstücke. 

Die Erfassung dieser Grunddaten soll nicht mehr den Jagdaus- 
übungsberechtigten oder den Jagd- oder Forstbehörden über- 
lassen bleiben, sondern muß einem Verfahren unterworfen 
werden, das die Interessenunabhängigkeit der Ergebnisse als 
Grundlage der Bestätigung bzw. Festsetzung von Abschuß- 
plänen gewährleistet. Dementsprechend müssen Bestätigung 
oder Festsetzung an die Zustimmung der nach Landesrecht 
zuständigen Naturschutzbehörde gebunden werden; 

2. die Fütterung von Schalenwild (wie auch von Fasanen) in 
sogenannten Notzeiten ganzjährig zu untersagen, da künst- 
liche Fütterung (vor allem mit Kraftfutter) im Ergebnis sowohl 
der gesetzlichen Vorschrift, einen „gesunden" Wildbestand zu 
erhalten, widerspricht, als auch dem übergeordneten Ziel der 
Anpassung von Schalenwildbeständen an die gegebenen lan- 
deskulturellen und landschaftlichen Verhältnisse entgegen- 
wirkt; 

3. hinsichtlich der Verbesserung natürlicher Lebensgrundlagen 
des Schalenwildes sicherzustellen, daß die Anlage von Wild- 
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ackern oder Dauergrünlandäsungsflächen mit den damit ver- 
bundenen Düngungs- und Pflegemaßnahmen keine Flächen 
beansprucht, die aus Gründen des Arten- und Biotopschutzes 
auch außerhalb besonders geschützter Gebiete in ihrem derzei- 
tigen Zustand erhalten werden müssen. Dieser Notwendigkeit 
entspricht die Unterstellung solcher Anlagen unter eine 
Genehmigungspflicht, die von der zuständigen Jagdbehörde 
(Landratsämter, Forstämter) nur im Einvernehmen mit der nach 
Landesrecht zuständigen Naturschutzbehörde warhrgenom- 
men werden darf. 

Bonn, den 24. Februar 1984 

Dr. Bard 

Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 

Begründung 

Die Wiederherstellung bzw. Begründung standortgerechter und 
insofern stabiler, leistungsfähiger Wälder steht nach übereinstim- 
mender Auffassung der Experten die Belastung durch überhöhte 
Schalen wüdbestände entgegen. 

Überhöhte Schalenwildbestände gefährden darüber hinaus 
bereits heute in zunehmendem Maße auch wichtige Schutzfunk- 
tionen des Waldes, insbesondere in den Alpentälern und in den 
Mittelgebirgen, deren Siedlungen auf den Schutz vor Erosion, 
Steinschlag, Erdrutschen, Lawinen und Überschwemmungen 
angewiesen sind. 

Das bisher geltende Bundesjagdrecht hat nicht vermocht, die 
Bewirtschaftung von Schalenwildbeständen rahmenrechtlich so 
zu regeln, daß hiervon keine Gefährdung dieser Schutzfunktionen 
imd keine Behinderung der dringend gebotenen waldbaulichen 
Umstellung auf naturnahe und schon deshalb auch widerstands- 
fähigere Waldaufbauformen ausgeht. 


Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



